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1 Problemstellung 

 

Planung ist die Grundlage für ein erfolgreiches Unternehmen. Da dies den Firmeninhabern 

bewusst ist, findet sich in den Unternehmen eine mehr oder weniger detaillierte Investitions-, 

Absatz- und Finanzierungsplanung. 

 

Die Nachfolgeplanung wird dagegen oft vernachlässigt und lässt daher häufig zu wünschen 

übrig.1 Die Gründe hierfür sind ganz unterschiedlich. Sie können sich sowohl auf Seiten des 

Eigentümers befinden, als auch in dem Problem bestehen, den „richtigen“ Nachfolger zu 

finden. Die meisten Firmeninhaber wünschen sich die familieninterne Nachfolge,2 bei der das 

Unternehmen von der älteren an die jüngere Generation übergeben wird. Die Übergabe kann 

jedoch aufgrund von Anforderungen an die nachfolgende Generation scheitern, die sowohl 

willens als auch fachlich und persönlich hinreichend qualifiziert sein muss.  

 

Die unzureichende Vorbereitung des Generationswechsels und die mangelnde Planung des 

Unternehmensübergangs können zu Wachstumsverlusten oder schlimmstenfalls zur 

Liquidation des mittelständischen Betriebes führen. Die Versäumnisse in der 

Nachfolgeplanung und -gestaltung gefährden das Unternehmen und stellen damit ebenfalls 

eine Gefahr für die Arbeitsplätze dar. 

  

Diese Probleme hat auch die Öffentlichkeit erkannt und beschäftigt sie bereits seit mehreren 

Jahren. Neben Kammern und Verbänden stehen als Berater auch Rechtsanwälte, 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater zur Verfügung, die die Unternehmensnachfolge als neues 

Geschäftsfeld nutzen. Daneben existieren auch Kooperationsverbände3, insbesondere im 

Zusammenhang mit Banken und Sparkassen. Auch der Bundesminister für Wirtschaft und 

Technologie startete im Frühjahr 2001 eine Imagekampagne zur Unternehmensnachfolge. 

Gemeinsam mit Vertretern von Verbänden und Institutionen der Wirtschaft stellt der 

Bundesminister die Veranstaltungen und Beiträge unter das gemeinsame Logo „nexxt – 

Initiative Unternehmensnachfolge“.4 

                                                           
1  Vgl. Albach, H., Nachfolgeregelung, 2000, S. 782. 
2  Vgl. Institut für Mittelstandsforschung, Unternehmensnachfolge, S. 18. 
3  Vgl. zum Beispiel der Kooperationsverbund „Unternehmensübergaben“ des Verbandes beratender Ingenieure, 

nebst Hinweisen auf einschlägige  Unternehmensbörsen unter: 
http://www.vbi.de/verband/Kontaktboerse/Unternehmensuebergaben.htm; vom 02.12.2001; 

4  Vgl. www.nexxt-initiative.de/index.aspx; vom 05.01.2002. 
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Der Seniorchef kann nicht davon ausgehen, dass der Gesetzgeber alle notwendigen 

Vorkehrungen getroffen hat, damit die Übertragung des Unternehmens reibungslos vonstatten 

geht. Die gesetzliche Erbfolge des Bürgerlichen Gesetzbuches5 berücksichtigt nicht die 

Fähigkeit des Erben zur Unternehmensführung, steuerrechtliche Problemlagen und  

zukünftige Liquiditäts- und Kapitalbedürfnisse des Unternehmens. Das BGB begünstigt 

dagegen den Zerfall der Wirtschaftseinheit, da der Miterbe jederzeit die Auseinandersetzung 

verlangen kann.6 Für den Erblasser besteht nur begrenzt die Möglichkeit, die 

Auseinandersetzung auszuschließen.7 Daher ist die Fortführung des Unternehmens durch eine 

Erbengemeinschaft aus meiner Sicht nicht empfehlenswert. 

 

Es besteht die Chance, die Erbfolge zu Lebzeiten durch ein Unternehmertestament zu regeln. 

Es bleibt aber die Unsicherheit, ob der begünstigte Nachfolger das Erbe auch annehmen 

wird.8 Daher empfehlen Berater die „Entschärfung“ der Erbfolge durch die Übertragung von 

Vermögen bzw. Vermögensteilen noch vor dem Ableben. In der Regel versteht man darunter 

die Übergabe im Rahmen der sogenannten vorweggenommenen Erbfolge9, die als Einleitung 

des vorgezogenen Generationswechsels gesehen werden kann.  

 

Auch wenn es für die Unternehmensnachfolge keine allgemein gültige Lösung gibt,10 kann sie 

in verschiedene Phasen eingeteilt werden,11 die von unterschiedlichen Gesichtspunkten 

geprägt sind.12 Die erste Phase behandelt die Frage, in welcher Form eine Verbindung 

zwischen dem Unternehmen und dem potentiellen Nachfolger hergestellt werden soll. Des 

weiteren beinhaltet sie unter anderem die menschlichen und unternehmerischen Perspektiven, 

sowie die Entscheidung über die Fortführung oder den Verkauf des Unternehmens. Die 

zweite Phase betrifft den Vollzug der Unternehmensnachfolge im engeren Sinn und schließt 

neben den zivil- und steuerrechtlichen Bestandteilen, auch die Versicherungs- und 

Finanzierungsfragen mit ein. Die letzte Phase berührt die Gestaltung der 

Organisationsstruktur für die Zeit nach dem Generationswechsel.  

 

                                                           
5  Vgl. Fünftes Buch des BGB, Erbrecht. 
6  Siehe § 2042 Abs. 1 BGB. 
7  Siehe § 2044 BGB. 
8  So besteht die Möglichkeit des Erben, die Erbschaft auszuschlagen; siehe §§ 1942-1966 BGB. 
9  Zur Begriffsbestimmung: vgl. Kapitel 3.2. 
10  Vgl. ebenso Weinläder, H., Unternehmensnachfolge, 1998, S. 13. 
11  Vgl. Reichert, J., Unternehmensnachfolge, 1998, S. 257. 
12  Vgl. Weinläder, H., Unternehmensnachfolge, 1998, S.14. 
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Die erste Phase ist für das zu betrachtende Einzelunternehmen abgeschlossen. Die 

Entscheidung, das Unternehmen auf den älteren Sohn des bisherigen Inhabers zu übertragen, 

erfolgte bereits. Die anschließenden zivil- und steuerrechtlichen Gesichtspunkte, ebenso wie 

die Fragen der Versicherung und Finanzierung, als auch die der dritten und letzten Phase, 

wurden bisher noch nicht betrachtet. 

 

Da alle Phasen einen gewissen Sachverstand voraussetzen, benötigen die an der Nachfolge 

beteiligten Parteien, insbesondere für den zivil- und steuerrechtlichen Abschnitt, 

Unterstützung von Experten. Die Beteiligten sollten über diejenigen Informationen verfügen, 

die aus Ihnen einen verständigen und sachkundigen Fragesteller machen.13 Letztendlich muss 

der Abgebende und der Nachfolger die Entscheidungen treffen. Hierzu benötigen sie die 

richtigen und notwendigen Informationen. 

 

An dieser Stelle wird die Diplomarbeit ansetzen. Sie hat das Ziel, den Mitwirkenden die 

gesetzlichen Regelungen der vorweggenommenen Erbfolge aus zivil- und steuerrechtlicher 

Sicht im Zusammenhang darzustellen. Die Dokumentation wird dabei speziell auf die 

Vorgaben des Firmeninhabers und den Voraussetzungen des Unternehmens eingehen und 

diese bei den Lösungsansätzen und deren rechtlichen Folgen berücksichtigen.  

 

Vor diesem Hintergrund wird zunächst das Einzelunternehmen vorgestellt. Daran schließt 

sich die zivilrechtliche Darstellung an, die als Ausgangspunkt für die steuerrechtliche 

Betrachtung dient. Sie bildet den Schwerpunkt der Diplomarbeit. Ziel ist es herauszufinden, 

mit welchen steuerlichen Belastungen die Beteiligten rechnen müssen.  

 

Die im weiteren Verlauf der Unternehmensnachfolge zu klärenden Fragen zur Finanzierung 

und Versicherung einschließlich der dritten Phase sollen bei dieser Untersuchung nicht bzw. 

nur eingeschränkt betrachtet werden.  

                                                           
13  Vgl. Weinläder, H., Unternehmensnachfolge, 1998, S.18. 


